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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten ersucht den federführenden 

Ausschuss für regionale Entwicklung, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

A. in der Erwägung, dass sich die Finanzkrise in bestimmten Mitgliedstaaten auf die 

Kohäsionspolitik ausgewirkt hat und dazu geführt hat, dass die Arbeitslosenquoten weiter 

gestiegen sind, Armut und soziale Ausgrenzung zugenommen haben und die 

Ungleichheiten zwischen den Regionen in der Union größer geworden sind; 

B. in der Erwägung, dass die Langzeitarbeitslosigkeit den letzten Zahlen aus dem Jahr 2013 

zufolge auf einem historisch hohen Stand von 5,1 % aller Erwerbstätigen liegt; in der 

Erwägung, dass sich Langzeitarbeitslosigkeit erhebliche Folgen für das Leben der 

Betroffenen hat und insbesondere in Gebieten in Randlage zu einem strukturellen Problem 

werden kann; 

C. in der Erwägung, dass die öffentlichen Investitionen in der EU in der letzten Zeit um 15 % 

(in realen Werten) gesunken sind und dass viele Regionen – in erster Linie Regionen mit 

demografischen Schwierigkeiten – nicht in der Lage waren, einen angemessenen Beitrag 

zur Verwirklichung der Ziele der Strategie Europa 2020 zu leisten, was insbesondere für 

das Kernziel, die Beschäftigungsquote bis 2020 auf 75 % zu erhöhen, und die Ziele, die 

Zahl der von Armut betroffenen Menschen um 20 Millionen zu senken und die 

Schulabbrecherquote einzudämmen, gilt; 

D. in der Erwägung, dass Gebiete mit schwerwiegenden und dauerhaften natürlichen oder 

demografischen Nachteilen für gewöhnlich höhere Arbeitslosenquoten, ein geringeres 

Wirtschaftswachstum und einen Mangel an größeren Investitionen aufweisen, was zu 

strukturellen Ungleichheiten in der Union führt; in der Erwägung, dass die 

Beschäftigungsquoten in diesen Regionen im Durchschnitt 10 Prozentpunkte unter der 

nationalen Zielvorgabe – gegenüber nur 3 Prozentpunkten in besser entwickelten 

Regionen – liegen; 

E. in der Erwägung, dass die Europäischen Struktur- und Investitionsfonds (ESIF) nach wie 

vor zu den wichtigsten Instrumenten der EU für Investitionen gehören und ihnen – sofern 

sie wirksam eingesetzt werden – das Potenzial innewohnt, der Wirtschaftskrise 

geschuldete negative Entwicklungen abzumildern, hochwertige und dauerhafte 

Arbeitsplätze zu schaffen und für nachhaltiges Wachstum zu sorgen, insbesondere in 

Regionen, die dieses am meisten benötigen; in der Erwägung, dass der Europäische 

Sozialfonds (ESF) das wichtigste Instrument für Investitionen in das Humankapital ist, da 

mit ihm die Integration in den Arbeitsmarkt gefördert wird und Armut und soziale 

Ausgrenzung bekämpft werden; 

F. in der Erwägung, dass die sozioökonomischen Ungleichgewichte zwischen den 

Mitgliedstaaten weiter zugenommen haben, während beim Ziel der regionalen 

Konvergenz das Gegenteil der Fall ist; in der Erwägung, dass der Unterschied zwischen 

den Arbeitslosenquoten der Kernländer und der Peripherieländer von 3,5 % im Jahr 2000 

auf 10 % im Jahr 2013 angestiegen ist; in der Erwägung, dass durch diese Divergenz das 
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Risiko der Zersplitterung steigt und die wirtschaftliche Stabilität und der soziale 

Zusammenhalt in der EU bedroht werden; in der Erwägung, dass im sechsten 

Kohäsionsbericht die Bedeutung der ESIF für die Überwindung der Ungleichheiten 

insbesondere während der Krise hervorgehoben wird; 

1. bedauert, dass das Potenzial der EU-Fonds für die Schaffung von Arbeitsplätzen noch 

immer nicht ausreichend ist, und stellt fest, dass es durch eine wirksamere und eher an 

Ergebnissen orientierte Umsetzung weiter gestärkt werden sollte; äußert in diesem 

Zusammenhang seine Besorgnis über die Verzögerungen bei der Verabschiedung und der 

Einleitung der Umsetzung der operationellen Programme im Programmplanungszeitraum 

2014-2020 und fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, diesen Prozess zu 

beschleunigen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, den Zugang zu 

Finanzmitteln für alle Begünstigten zu erleichtern, und zwar insbesondere für KMU, auf 

die zuletzt 80 % der neu geschaffenen Arbeitsplätze in der EU entfallen sind; 

2. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten zur Ausarbeitung maßgeschneiderter 

Maßnahmen auf, um die Schaffung von hochwertigen Arbeitsplätzen für 

Langzeitarbeitslose, ältere Arbeitslose, Frauen und weitere vorrangige und besonders stark 

von der Krise betroffene Gruppen zu fördern; 

3. bedauert, dass die Jugendarbeitslosigkeit  insbesondere in den am stärksten von der 

Wirtschaftskrise betroffenen Mitgliedstaaten weiterhin zu hoch ist; fordert die 

Mitgliedstaaten auf, die im Rahmen der Beschäftigungsinitiative für junge Menschen zur 

Verfügung stehenden Finanzmittel und insbesondere – nach ihrer Freigabe – die eine 

Milliarde Euro für die Vorfinanzierung best- und schnellstmöglich einzusetzen, um jungen 

Menschen den Zugang zu Beschäftigung zu erleichtern; fordert die Mitgliedstaaten auf, 

auf die zur Verfügung stehenden EU-Mittel zurückzugreifen, um ihre nationalen 

Programme zur Förderung der Kohäsion, der regionalen Wettbewerbsfähigkeit, der 

Beschäftigung und des Unternehmertums, insbesondere unter jungen Menschen, zu 

ergänzen und zu stärken; fordert die europäischen Hochschuleinrichtungen auf, ihre 

Bemühungen um eine Anpassung ihrer Programme an die Bedürfnisse des Arbeitsmarkts 

und der Gesellschaft im Allgemeinen zu verstärken und individuelle Begleit- und 

Beratungsmaßnahmen zu entwickeln, die zur Bekämpfung der hohen 

Jugendarbeitslosigkeit beitragen können; 

4. weist darauf hin, dass die Zahl der Schulabbrecher in Europa nach wie hoch ist, was sich 

auch auf die Jugendarbeitslosigkeit auswirkt; betont, dass dieses Problem durch eine 

Modernisierung der Bildungssysteme und Lehrpläne gelöst werden muss, wobei auf ESF-

Mittel zurückgegriffen werden kann; 

5. betont die große Bedeutung der geschlechtsspezifischen Dimension der Schaffung von 

Arbeitsplätzen; fordert die Kommission auf, genügend Mittel für die Bekämpfung der 

Arbeitslosigkeit von Frauen bereitzustellen; ist der Ansicht, dass der technische Fortschritt 

Frauen in Form von flexibleren Arbeitszeiten zugutekommen könnte, und fordert die 

Kommission auf, in diesem Bereich Investitionen zu tätigen; 

6. fordert die Kommission auf, besonderes Augenmerk auf die Situation von Minderheiten in 

der Union zu richten, da diese unter sämtlichen Formen der sozialen Ausgrenzung leiden 

und aus diesem Grund eher von struktureller Arbeitslosigkeit betroffen sind; vertritt die 



 

AD\1057669DE.doc 5/8 PE549.168v02-00 

 DE 

Auffassung, dass die Integration von Minderheiten bei der Ausgestaltung aller 

Maßnahmen zum sozialen Zusammenhalt in der Union berücksichtigt werden muss; 

7. betont, dass die Bedeutung des ESF und der Investitionen in die Anpassung der 

Kompetenzen von Arbeitnehmern aufgrund der geänderten Produktionsstrukturen und des 

erhöhten Renteneintrittsalters deutlich zugenommen hat; ist diesbezüglich der festen 

Überzeugung, dass der ESF die nationalen Maßnahmen der Mitgliedstaaten ergänzen 

sollte; fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass die 

verfügbaren Ressourcen so wirksam und effizient wie möglich eingesetzt werden, damit 

die Beschäftigungsfähigkeit von Arbeitnehmern, die soziale Eingliederung und die 

Gleichstellung der Geschlechter sichergestellt sind; betont gleichzeitig, dass die im 

Rahmen des ESF finanzierten Ausbildungsprogramme auch an Unternehmer und 

Managementpersonal gerichtet sein sollten, um so für die nachhaltige Entwicklung von 

Unternehmen und insbesondere von KMU, die die meisten Arbeitsplätze in der EU zur 

Verfügung stellen, zu sorgen; 

8. fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission insbesondere auf, die EURES-Plattform, 

die ein wirksames Werkzeug für die Förderung der Mobilität der Arbeitnehmer in Europa 

und insbesondere der grenzüberschreitenden Mobilität darstellt, weiter zu verbessern und 

auszubauen, da mit ihr das Wissen der Arbeitnehmer über den europäischen Arbeitsmarkt 

und über Beschäftigungsmöglichkeiten erweitert wird und die Arbeitnehmer bei ihren 

jeweiligen Vorhaben unterstützt werden; fordert die Mitgliedstaaten auf, die EURES-

Netzwerke auszubauen und zu unterstützen, und zumindest anzuerkennen, dass, 

Grenzgänger als erste von Anpassungsproblemen und Schwierigkeiten bei der 

Anerkennung von beruflichen Qualifikationen betroffen sind; weist darauf hin, dass an 

diesen Netzwerken öffentliche Arbeitsverwaltungen, Sozialpartner, lokale und regionale 

Gebietskörperschaften sowie sonstige private Interessenträger beteiligt sind und dadurch 

die grenzüberschreitende Mobilität erleichtert und gefördert wird; 

9. betont, dass die Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze mithilfe neuer Technologien 

gelenkt werden muss; vertritt die Ansicht, dass die Kommission die Senkung der 

Arbeitslosigkeit mit den Instrumenten der Digitalen Agenda und des Programms 

„Horizont 2020“ verknüpfen sollte; 

10. betont, dass die EU in Unternehmen investieren und Unternehmensgründungen fördern 

sollte – mit besonderem Augenmerk auf KMU und Kleinstunternehmen, auf die 99 % der 

Unternehmen in der EU entfallen und von denen zuletzt 80 % der neuen Arbeitsplätze 

geschaffen wurden –, indem sie den Zugang zu Finanzierungen erleichtert, den 

bürokratischen Aufwand verringert, die Gesetzgebung im Rahmen des REFIT-Programms 

vereinfacht und auch für Neugründungen günstige Bedingungen schafft und einen 

geeigneten Regulierungsrahmen bereitstellt; hebt hervor, dass diese Maßnahmen nicht zur 

Aushöhlung von Arbeitnehmerrechten und sozialen Rechten in der EU führen dürfen; 

begrüßt aus diesem Grund die Absicht, den neuen Europäischen Fonds für strategische 

Investitionen als zusätzliches Instrument zur Kohäsionspolitik mit dem Potenzial, 

innerhalb von drei Jahren 1,3 Millionen neue Arbeitsplätze zu schaffen, zu errichten; 

11. betont, dass die Kohäsionspolitik dafür eingesetzt werden sollte, intelligentes und 

nachhaltiges Wachstum in den Regionen hervorzubringen, in denen es am dringendsten 
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erforderlich ist, indem die Gründung und der Aufbau von Kleinstunternehmen und von 

KMU mit einer Reihe von Maßnahmen und Finanzierungsinstrumenten unterstützt 

werden; 

12. fordert die Mitgliedstaaten auf, mit Blick auf die Verwirklichung der sozioökonomischen 

Konvergenz dafür zu sorgen, dass auch Regionen in äußerster Randlage und kleine 

Regionen in der Lage sind – zum Beispiel durch ausreichendes Personal –, verfügbare 

Mittel in Anspruch zu nehmen; 

13. fordert die Mitgliedstaaten angesichts der negativen Auswirkungen der alternden 

Bevölkerung und weiterer demografischer Herausforderungen auf die Arbeitsmärkte auf, 

Programme zur Bekämpfung des Bevölkerungsrückgangs und zur Förderung der Mobilität 

auszuarbeiten; 

14. fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass Investitionen auf wirtschaftlich 

schwächere Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit und – aufgrund ihres beschränkten 

Zugangs zu Finanzierungen – auf KMU in diesen Regionen ausgerichtet werden, damit 

sichergestellt ist, dass diese Bemühungen dort, wo sie am dringendsten benötigt werden, 

nachhaltige Wirkung erzielen, wobei die wirtschaftlichen Aspekte der Investitionen bei 

der Auswahl angemessen zu berücksichtigen sind; teilt die Auffassung der Kommission 

hinsichtlich des Bedarfs an qualifizierten Arbeitskräften in Wachstumsbranchen wie 

beispielsweise der Digitalwirtschaft, den grünen Wirtschaftszweigen und dem 

Gesundheitswesen; 

15. weist darauf hin, dass die Anpassung der Löhne an die Produktivität nicht nur für den 

sozialen Zusammenhalt, sondern auch für die Erhaltung einer starken Wirtschaft und einer 

produktiven Erwerbsbevölkerung von Bedeutung ist; 

16. betont die Rolle des territorialen Zusammenhalts und unterstreicht in diesem 

Zusammenhang die große Bedeutung von Investitionen in die grenzüberschreitende 

Infrastruktur wie zum Beispiel in Binnenwasserstraßen und erkennt ihre Rolle für die 

Förderung der sozioökonomischen Entwicklung der Regionen an; 

17. ist der Ansicht, dass die Maßnahmen der Kohäsionspolitik bei der Verringerung interner 

Ungleichheiten mit Blick auf die Wettbewerbsfähigkeit und beim Abbau struktureller 

Ungleichgewichte in den bedürftigsten Regionen eine wesentliche Rolle spielen; fordert 

die Kommission auf, eine Vorfinanzierung in Betracht zu ziehen, damit die betreffenden 

Mitgliedstaaten diese Mittel im Zeitraum 2014-2020 in vollem Umfang nutzen können, 

und gleichzeitig dafür zu sorgen, dass der Grundsatz der Rechenschaftspflicht bei der 

Ausführung des Haushaltsplans gewahrt wird; 

18. ist der Ansicht, dass die Haushaltsdisziplin von größter Bedeutung für die intelligente und 

nachhaltige Schaffung von Wachstum und Arbeitsplätzen ist; fordert eine erneuerte 

Schwerpunktsetzung auf eine bessere Ausgabenpolitik und die Bekämpfung von Betrug; 

19. betont, dass Strategien für Wachstum und Beschäftigung je nach der konkreten Lage in 

den einzelnen Regionen unterschiedliche territoriale Auswirkungen haben und dass die 

regionalen Ungleichheiten seit Beginn der Krise größer geworden sind; betont, dass 

länderspezifische Empfehlungen territoriale Unterscheidungen innerhalb der 
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Mitgliedstaaten berücksichtigen sollten, um Wachstum und Arbeitsplätze anzukurbeln und 

gleichzeitig den territorialen Zusammenhalt zu erhalten; 
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